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Beteiligung von Kindern und Jugendlichen gemäß § 47f Gemeindeordnung (GO) 

 

Am 01.04.2003 ist der § 47f GO „Beteiligung von Kindern und Jugendlichen“ in Kraft getreten. Dies 

bedeutet, dass die Gemeinden bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern und 

Jugendlichen berühren, diese in angemessener Weise beteiligen müssen. Die Gemeinden müssen 

daher besondere Verfahren entwickeln, die geeignet sind, die Interessen der Kinder und 

Jugendlichen deutlich zu machen. Da sich die (z.T. abstrakten) Instrumente und Strukturen der Welt 

der Erwachsenen nur bedingt auf Kinder und Jugendliche übertragen lassen, sind insbesondere 

projektbezogene Beteiligungen, die sich auf konkrete Vorhaben erstrecken, sinnvoll. Die Beteiligung 

von Kindern und Jugendlichen bei der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes ist weder 

sinnvoll noch erforderlich. 
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1. Räumlicher Geltungsbereich 

 

Das Plangebiet befindet sich am westlichen Rand des Stadtbezirkes Rendsburg-Ost, im Stadtteil 

Königskoppel. 

 

 
Auszug aus Stadtbezirkskarte Rendsburg 

 

 
Auszug aus Stadtteilkarte Rendsburg 
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Luftbild / Orthofoto, Aufnahme März 2025 mit dem Geltungsbereich 
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Der Geltungsbereich ist begrenzt im Süden von der Konrad-Adenauer-Straße, im Westen von den 

im Bebauungsplan Nr. 85.1 festgesetzten Gewerbe- und Sondergebieten des großflächigen 

Einzelhandels, im Osten durch die Bismarckstraße und im Norden durch die Kieler Straße. 

 

 
 

2. Planungsrechtlicher Bestand, planungsrechtliche Voraussetzungen 

 

Der (nord-)östliche Bereich Bismarckstraße 1 - 43 wurde als dreigeschossige Straßenrandbebauung 

in geschlossener Bauweise geplant und realisiert. 

 

Ein Jahr nach dem Bau der Nordmarkhalle 1913 wurde das Hotel Hansen als erstes Gebäude im 

sogenannten „Ödland“ an der "Runden Ecke", gegenüber der Nordmarkhalle errichtet und gilt als 

das älteste Hotel in Rendsburg. 

 

Die Wohnbauten in der Bismarckstraße 1 - 9 wurden in den Jahren 1926 - 1928 nach Entwürfen der 

Architekten Hermann Höger (1882 - 1950), dem Bruder von Fritz Höger, der durch die Errichtung 

des Chilehauses in Hamburg bekannt ist, und Hermann Rohwer (1882 – 1971) errichtet. Die 

Klinkerbauten prägen das Stadtbild durch ihre markanten Giebel und den Bauschmuck im Stil des 

(Backstein-)Expressionismus. 
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Im Flächennutzungsplan ist dieser Bereich als Wohnbaufläche dargestellt und befindet sich 

innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (= unbeplanter Innenbereich) nach § 34 

BauGB. 

 

Der (süd-)westliche Bereich der Bismarckstraße (= Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 105 

„Westliche Bismarckstraße) hingegen ist im Flächennutzungsplan als gemischte Baufläche nach § 

1 Abs. 1 Nr. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) dargestellt 

 

 

Durch die unterschiedlichen Bauweisen und Gebäudemaße wirkt der Straßenraum der 

Bismarckstraße trotz der städtisch geprägten geschlossenen Bebauung an der (nord-)östlichen 

Straßenseite wenig einheitlich und leidet an städtebaulichen Funktionsverlusten. 

 

Als einziges ins Denkmalbuch eingetragenes Kulturdenkmal im unmittelbaren 

Umgebungsschutzbereich nach § 12 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz SH 2014 ist die Nordmarkhalle 

zu benennen. Die geschlossene Straßenrandbebauung an der (nord-)östlichen Straßenseite und 

zwei Gebäude auf der westlichen Straßenseite (Bismarckstraße 4-6 und 16) sind denkmalrechtlich 

als „Gebäude mit Kontrollbedarf“ gekennzeichnet. 

 

Bis zur Novellierung des Denkmalschutzgesetzes SH in 2014 wurde unterschieden zwischen 

sogenannten eingetragenen und einfachen Kulturdenkmalen. Diese „Gebäude mit Kontrollbedarf“ 

gelten allerdings solange als (vorläufige) Kulturdenkmale, bis das zuständige Landesamt für 

Denkmalpflege des Landes Schleswig-Holstein diese aus diesem vorläufigen Schutzstatus 

entlassen würde. 

 

Da der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes eine Fläche von ca. 15.120 m² umfasst, erfolgt 

die Aufstellung im beschleunigten Verfahren (Bebauungsplan der Innenentwicklung) gemäß § 13a 

Baugesetzbuch (BauGB). Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB 

und § 4 Abs. 1 BauGB wird im Sinne des § 13a Abs. 2 und 3 BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 2 

u. 3 BauGB abgesehen. Eine Umweltverträglichkeits-Vorprüfung im Sinne des § 13a Abs. 1 Nr. 2 

BauGB („überschlägige Vorprüfung des Einzelfalls“) ist hier nicht erforderlich. 
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Auszug aus der Denkmalkarte Schleswig-Holstein mit dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

https://efi2.schleswig-holstein.de/denkmalkarte/  

 

3. Planungsanlass 

 

Anlass der Überlegungen zur Erstellung und Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Bereich 

westlich der Bismarckstraße war ein beantragtes Vorhaben für Wohnungsbau mit 4 Vollgeschossen 

und einem Dachgeschoss (Staffelgeschoss). Ein Dachgeschoss darf 75% der Fläche der darunter 

liegenden Vollgeschosse nicht überschreiten. Aufgrund des Einfügungsgebotes nach § 34 

Baugesetzbuch (BauGB) (= unbeplanter Innenbereich) konnten hinsichtlich des Maßes der 

baulichen Nutzung (hier: Gebäudehöhe und Geschossigkeit) lediglich 3 Vollgeschosse mit einem 

Dachgeschoss (Staffelgeschoss) genehmigt werden.  

https://efi2.schleswig-holstein.de/denkmalkarte/
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Der (süd-)westliche Bereich der Bismarckstraße ist geprägt durch niedrigergeschossige Gebäude 

unterschiedlicher Jahrgänge und bildete in seinem Ursprung durch eine mehr oder weniger klein-

gewerblich-gemische Nutzung eine Art „Puffer“ zum ehemaligen Güterbahnhof Rendsburg in mehr 

oder weniger offener und z.T. geschlossener Bauweise und zeigt damit noch heute – auch durch 

teilweise Leerstände und Brachenflächen - eine eher ungeordnete städtebaulich-gestalterische und 

zudem „untergenutzte Gemengelage“, die der gegenüberliegenden Bebauung, die zwischen 1914 

und 1928 mit einer durchgehend geschlossenen Bauweise in Form von 3 vollgeschossigen 

Mehrfamiliengebäuden in hoher städtebaulich-gestalterischer Qualität mit der damaligen 

zeitgenössischer Architektur nicht gerecht wird. 

 

Durch die unterschiedlichen Bauweisen und Gebäudemaße wirkt der Straßenraum der 

Bismarckstraße trotz der urban geprägten geschlossenen Bebauung an der (nord-)östlichen 

Straßenseite weniger einheitlich und attraktiv. 

 

4. Städtebauliche Zielsetzung 

 

Das städtebauliche Ziel ist  

 

•  einerseits der oben genannten unbefriedigenden stadtgestalterischen Gemengelage insofern 

positiv zu begegnen, den Straßenraum der Bismarckstraße durch eine durchgängige 

geschlossene Bauweise und (quasi als Pendant) der gegenüberliegenden Bestandsbebauung 

und dem eingetragenem Kulturdenkmal Nordmarkhalle angepasste Gebäudehöhenfestsetzung 

(und damit indirekt auch die Geschossigkeit) einen entsprechend urbanen Charakter zu geben 

mit deutlichen Raumkanten und einem geschlossen wirkenden Straßenraum,  

 

•  andererseits den verstärkten Wohnungsbau innerhalb des Siedlungskörpers ohne 

Beanspruchung von Außenbereichsflächen zu fördern (Innenentwicklung vor Außenentwicklung). 

 

Als Art der baulichen Nutzung wird aufgrund der Nachbarschaft von großflächigen 

Einzelhandelseinrichtungen (B-Plan Nr. 85.1) und der Nähe des Bahnhofes sowie aufgrund der 

unmittelbaren randlichen Lage zur Innenstadt von Rendsburg ein sogenanntes „Urbanes Gebiet“ 

nach § 6a BauNVO festgesetzt. Vorteil gegenüber einer Mischgebietsnutzung nach § 6 BauNVO ist, 

dass die Nutzungsmischung nicht gleichgewichtig sein muss, d.h. der Wohnanteil kann höher 

ausfallen.  

 

Auch den Klimaschutz- und Klimaanpassungsaspekten soll entsprechend Rechnung getragen 

werden durch die Schaffung einer langfristigen Vorgartenzone und den Erhalt der bestehenden 

Straßenbaumstandorte durch Festsetzung von Ein- und Ausfahrtsbereichen. 

 

Dies entspricht dem von der Ratsversammlung am 28.09.2023 beschlossenem Integrierten 

Klimaschutzkonzept (IKK), in dem es heißt (Seiten 110 ff.), dass begrünte Dächer oder Fassaden 

sowohl für die Klimaanpassung als auch den Klimaschutz einen Beitrag leisten können. Sie 

vermindern die Aufwärmung der Gebäude im Sommer, dienen als zusätzliche Wärmedämmung im 

Winter, können Regenwasser aufnehmen und Starkregenereignisse abpuffern und verbessern 

zusätzlich die allgemeine lufthygienische Situation. Allgemein wirke sich die Vermeidung von 

Entsiegelung nicht nur positiv auf die Reduktion der Hitzewellen aus, sondern auch auf das 

Regenwassermanagement der Stadt. 

 

Eine Flächennutzungsplananpassung oder -änderung ist nicht erforderlich, da sich ein Urbanes 

Gebiet aus der gemischten Bauflächendarstellung des Flächennutzungsplanes entwickeln wird. 
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Da es in diesem Bereich allerdings viele verschiedene Grundstückseigentümerinnen und -

eigentümer gibt, wird die geschilderte Entwicklung eher langfristiger Natur sein. 

 

5. Planerische Konzeption 

 

5.1 Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Flächen 

 

     5.1.1 Art der baulichen Nutzung 

 

Urbanes Gebiet (MU) nach § 6a BauNVO. 

 

Zulässig sind 

1.  Wohngebäude, 

2.  Geschäfts- und Bürogebäude, 

3.  Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe 

des Beherbergungsgewerbes, 

4.  sonstige Gewerbebetriebe, 

5.  Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 

gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 

Ausgeschlossen werden hier bestimmte Nutzungen, die dem Charakter des 

Gesamtgebietes entgegenstehen. Die sich seit Jahren in vielen Städten 

abzeichnende Entwicklung des Unterwanderns der klassischen Geschäfts-, 

Laden- und Restaurantbereiche mit Nutzungen, die die Anziehungskraft und den 

Ruf der Innenstadt und auch deren Randbereiche gefährden, zwingt darüber 

hinaus zu planungsrechtlichen Maßnahmen, die eine geordnete städtebauliche 

Entwicklung sicherstellen. Hierzu gehört im Besonderen der Ausschluss von 

folgenden Nutzungen: 

• Spielhallen (Unternehmen im Sinne des § 33i der Gewerbeordnung, die der 

Aufstellung von Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglichkeiten dienen), 

• Vorführ- und Gesellschaftsräume, deren Zweck auf Darstellung oder 

Handlung mit sexuellem Hintergrund ausgerichtet sind. 

 

Auch die ansonsten allgemein zulässigen Tankstellen sollen ausgeschlossen 

werden, da sich diese nicht in das gewünschte Stadtbild einer beiderseits 

geschlossenen Bauweise einfügen können. 

 

5.1.2 Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise 

 

 1. Grundflächenzahl, zulässige Grundfläche: 

  

 Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,7 entsprechend des Beschlusses des 

Bauausschusses vom 14.04.2026 festgesetzt. Die Ausnahme hiervon ist das 

südlichste Grundstück (gegenüber dem Hauptportal der Nordmarkhalle); hier 

wird die GRZ mit 0,6 festgesetzt, wobei hier die zulässige Grundfläche durch die 

Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten sowie 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO nicht überschritten werden darf. Diese 

Festsetzung entspricht der adäquaten Festsetzung des Bebauungsplanes Nr. 

85.1, in dessen Geltungsbereich sich das Grundstück vorher befand, und dient 

im weitesten Sinne dem Schutz der direkten Umgebung des Denkmals 

Nordmarkhalle. 
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2. Überbaubare Grundstücksflächen: 

 

Entlang der öffentlichen Straßenverkehrsfläche Bismarckstraße wird mit einem 

Abstand von 2 Metern von dem Straßengrundstück eine Baulinie festgesetzt, d. 

h. hier muss auf dieser Linie gebaut werden. Der Abstand von zwei Metern erklärt 

sich aus der Festsetzung „Private Grünfläche“, die als offener, unversiegelter 

Vorgarten dient (siehe auch Ziffer 6.3). Lediglich Gebäudezugänge und Ein- und 

Ausfahrten dürfen diese Grünfläche queren (siehe auch Ziffer 5.2). 

Wärmepumpen sind an den Straßenseiten aus stadtgestalterischen Gründen 

nicht zulässig. 

Die Lage der Ein- und Ausfahrten werden festgesetzt, um die bestehenden 

Straßenbäume und deren Baumstandorte zu sichern. 

 

3. Stellplätze, Garagen, Nebenanlagen: 

 

Die nach § 6 Abs. 8 Nr. 1 LBO (vom 11.07.2024) zulässige Gesamtlänge von 9 

Metern mit einer mittleren Wandhöhe von 3 Metern darf ohne Abstandsflächen 

an den rückwärtigen Grundstücksgrenzen über die gesamte Grundstücksbreite 

überschritten werden. 

 

4. Geschossigkeit, Gebäudehöhen: 

 

Gegenüber der Nordmarkhalle dürfen nur max. 2 Vollgeschosse mit einem 

Dachgeschoss und eine Gebäude- bzw. Firsthöhe von max. 10 Metern über dem 

nächstgelegenen Gehweg errichtet werden. Nach Norden und weiter entfernt von 

der Nordmarkhalle erhöht sich die Grenze der Firsthöhe entsprechend des 

Beschlusses des Bauausschusses vom 14.04.2026 auf max. 16,65 Meter, 

unabhängig von der Geschossigkeit, die explizit nicht festgesetzt wird. Dies dient 

einerseits dem Denkmal Nordmarkhalle und dessen Umgebungsschutzbereich 

als auch der Anpassung an die gegenüber liegende Bestandsbebauung. 

 

5. Bauweise: 

 

Um das städtebauliche Ziel, den Straßenraum der Bismarckstraße durch eine 

durchgängige geschlossene Bauweise in Anlehnung an die gegenüberliegende 

Bestandsbebauung zu erreichen, wird nach § 22 Abs. 3 BauNVO die 

geschlossene Bauweise festgesetzt, d.h. die Gebäude werden ohne seitlichem 

Grenzabstand errichtet werden müssen. Dies hat zur Folge, dass die hinteren 

Grundstücksteile ausschließlich durch eine Gebäudedurchfahrt erschlossen 

werden können. 

 

  5.2  Verkehr, Ruhender Verkehr, Erschließung 

 

Die äußere Erschließung ergibt sich aus den vorhandenen Straßen Bismarckstraße und 

Konrad-Adenauer-Straße. 

Die Erschließung der Grundstücke selber erfolgt durch Ein- und Ausfahrten 

(Gebäudedurchfahrten), um die dortigen Stellplätze und Nebenanlagen (u.a. 

Müllsammelstellen u.ä.) sowie Abstellanlagen für Fahrräder zu erreichen. Als örtliche 

Bauvorschrift nach § 86 Abs. 1 Nr. 5 LBO (vom 11.07.2024) im Sinne einer 

Stellplatzsatzung die Anzahl von notwendigen Stellplätzen, überdachten Stellplätzen und 

Garagen nach § 49 Abs. 1 LBO mit mindestens 0,7 je Wohneinheit und in Anlagen für 

Fahrräder mindestens 2 je Wohneinheit festgesetzt. Sollte die Anzahl der notwendigen 

Stellplätze und Anlagen für Fahrräder objektiv nicht nachgewiesen werden können, können 
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diese abgelöst werden. Hierfür gilt die Stellplatzablösesatzung der Stadt Rendsburg in der 

jeweils geltenden Fassung. 

 

5.3  Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 86 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

 

1. Die Fassadengestaltung und Materialität sowie die Farbe der Fenster als auch 

die Dachform und die Dachneigung soll sich an der der gegenüberliegenden 

bestehenden Bebauung orientieren. Daher werden entsprechend des 

Beschlusses des Bauausschusses vom 14.04.2026 diese wie folgt festgesetzt: 

 

(1) Wandflächen in der Fassadenebene müssen auf der der Bismarckstraße und 

der Konrad-Adenauer-Straße zugewandten Seite sowie an den von den 

Straßen aus sichtbaren Seiten der Gebäude aus Ziegelmauerwerk bestehen. 

(2) Nicht zulässig sind alle gemusterten oder grob strukturierten Putze, 

glänzende, spiegelnde oder reflektierende Materialien, 

Mauerwerksimitationen sowie flächige oder geschuppte Verkleidungen aus 

Holz, Faserzement, Kunststoff, Metall, Keramik, Werkstein, Naturstein, 

bituminierten Pappen und Glasbausteine. 

(3) Ziegelsichtmauerwerk ist in ziegelroter bis rotbrauner Farbe auszuführen, 

glasierte Ziegel sollen nicht verwendet werden. 

(4) Die Dachform des Hauptbaukörpers ist als Satteldach mit der Firstrichtung 

parallel zu den Straßen auszubilden und muss mit einer Neigung von 50 ° 

ausgebildet werden. Eine Abweichung aufgrund der geplanten Gebäudetiefe 

oder aus konstruktiven Gründen von ± 5° ist zulässig. 

(5) Zwerchgiebel, die schmaler als der Hauptbaukörper sind, so dass die Traufe 

des Hauptdaches sichtbar bleibt, sind zulässig. Die Fassade des 

Zwerchgiebels ist Teil der Gesamtfassade und nicht durch eine 

durchlaufende Traufe von ihr getrennt. 

(6) Die geneigten Dachflächen sind mit S-förmigen Pfannen oder Dachsteinen in 

den Farben ziegelrot bis rotbraun auszuführen. 

(7) Die Farbe der Fensterrahmen und -flügel sind in weiß auszuführen. 

 

6. Umwelt, Flächeninanspruchnahme, Landschaft, Grünordnung 

 

  6.1  Landschaftsplan 

 

 Eine Abweichung von den Darstellungen des festgestellten Landschaftsplanes von 2002 

findet aufgrund der Bauleitplanung nicht statt. 

 

6.2  Grünordnung, Eingriff und Ausgleich 

 

Sind nach § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zum Verhältnis zum Baurecht nach 

Abs. 1 auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen 

Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, ist über die Vermeidung, den Ausgleich und 

den Ersatz nach den Vorschriften des BauGB zu entscheiden. Nach Abs. 2 sind die 

Regelungen der §§ 14 bis 17 BNatSchG (Eingriffe in Natur und Landschaft) nicht 

anzuwenden auf Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 BauGB, während 

der Planaufstellung nach § 33 BauGB und im Innenbereich nach § 34 BauGB. 

 

Naturschutzrechtliche Eingriffe sind aufgrund der Tatsache, dass es sich vor der Aufstellung 

des Bebauungsplanes bereits um einen unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB 

handelt, der seit über 100 Jahren einer entsprechenden baulichen Nutzung unterliegt, nicht 

zu erwarten. 
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Um das städtebauliche Ziel einer geschlossenen Straßenrandbebauung zu erreichen, wird 

für das südlichste Grundstück eine im Gegensatz zum ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 

85.1 offene nunmehr geschlossene Bauweise festgesetzt. Im Falle der Realisierung einer 

entsprechenden geschlossenen Bebauung auf diesem Grundstück müssen vier 

großkronige Bäume entlang der Konrad-Adenauer-Straße gepflanzt werden. Damit bilden 

diese ein Pendant zur gegenüberliegenden Baumreihe vor der Nordmarkhalle. 

 

6.3 Vorgärten und Gebäudebegrünungen 

 

Sowohl im Interesse des Klimaschutzes und der Klimaanpassung zur Verbesserung des 

Mikroklimas durch Verringerung der Strahlung und durch Verdunstung des anfallenden 

Niederschlagswassers (siehe IKK) als auch im Interesse der städtebaulichen Gestalt sollen 

sogenannte „Schottergärten“ durch entsprechende Festsetzungen im Zusammenhang mit 

örtlichen Bauvorschriften nach § 86 Abs. 1 Nr. 6 LBO (vom 11.07.2024) ausgeschlossen 

werden. Auch sollen diese Vorgärten nicht als Arbeits- oder Lagerflächen oder als 

Stellplatzflächen oder für die Aufstellung von Wärmepumpen genutzt werden. 

 

Vor Schaufenstern und Zugängen von Läden kann die Nutzung der Vorgartenfläche für 

Ausstellungs- und Verkaufszwecke zugelassen werden; dies gilt auch für Gaststätten mit 

Außengastronomie. 

 

Um dem Ziel des Klimaschutzes und der Klimaanpassung nahe zu kommen, werden 

Festsetzungen zur Dachbegrünung von Garagen, überdachten Stellplätzen (Carports), 

Anlagen für Fahrräder und sonstige Nebenanlagen getroffen. 

 

Einfriedungen zur öffentlichen Straße sollen nur als Hecken aus heimischen Laubgehölzen 

mit einer Höhe von max. 1,20 m zulässig sein. 

 

6.4   Prüfung der Umweltverträglichkeit 

 

Dieser Bebauungsplan wird nach § 13a BauGB, d.h. im beschleunigten Verfahren 

aufgestellt, weil er der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung und 

anderen Maßnahmen der Innenentwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) dient 

und eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 BauNVO oder eine Größe der 

Grundfläche von insgesamt weniger als 20.000 m² festgesetzt wird. 

 

Da der Schwellenwert von 20.000 m² nicht erreicht wird, wird von einer Umweltprüfung nach 

§ 2 Absatz 4 BauGB und von einem Umweltbericht nach § 2a BauGB, abgesehen.  

 

7. Baurecht 

 

  7.1  Zulässigkeit von Vorhaben während der Planaufstellung 

 

Nach § 33 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben bereits dann zulässig, wenn  

 

• die öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 und 3 BauGB) durchgeführt worden ist,  

 

• die Träger öffentlicher Belange beteiligt worden sind,  

 

• anzunehmen ist, dass das Vorhaben den künftigen Festsetzungen des 

Bebauungsplanes nicht entgegensteht, 
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• der Antragsteller diese Festsetzungen für sich und seine Rechtsnachfolger 

schriftlich anerkennt und 

 

• die Erschließung gesichert ist. 

 

  7.2  Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

 

Mit dem Bauantrag gelten alle nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

erforderlichen Anträge auf Genehmigung, Zustimmung, Bewilligung und Erlaubnis als 

gestellt, z. B. Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB, Vorhaben während der 

Planaufstellung nach § 33 BauGB, Genehmigung zur Veränderung eines eingetragenen 

Kulturdenkmals nach § 12 DSchG, Genehmigung zum Eingriff in Natur und Landschaft 

(siehe Ziffer 6.2 der Begründung) etc. 

 

  7.3  Sogenannter „Bau-Turbo“ 

 

Seit dem BauGB vom 27.10.2025 gibt es nach § 246e eine befristete Sonderregelung für 

den Wohnungsbau. 

 

Das bedeutet, dass mit Zustimmung der Gemeinde bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030 

von den Vorschriften dieses Gesetzbuchs oder den aufgrund dieses Gesetzbuchs 

erlassenen Vorschriften abgewichen werden kann, wenn die Abweichung unter Würdigung 

nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist und u.a. das Vorhaben 

der Errichtung von Gebäuden zu Wohnzwecken dient. Die Befristung bezieht sich nicht auf 

die Geltungsdauer einer Genehmigung, sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende im 

bauaufsichtlichen Verfahren von der Vorschrift Gebrauch gemacht werden kann. 

 

8. Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 

 

  8.1  Denkmalschutz 

 

Denkmalschutz und Denkmalpflege dienen der Erforschung und Erhaltung von 

Kulturdenkmalen und Denkmalbereichen. Das Land, die Kreise und die Gemeinden fördern 

diese Aufgabe. Kulturdenkmale sind Sachen, Gruppen von Sachen oder Teile von Sachen 

vergangener Zeit, deren Erforschung und Erhaltung wegen ihres geschichtlichen, 

wissenschaftlichen, künstlerischen, städtebaulichen oder die Kulturlandschaft prägenden 

Wertes im öffentlichen Interesse liegen (§ 1 DSchG). 

 

Die Instandsetzung, die Veränderung und die Vernichtung eines eingetragenen 

Kulturdenkmals bedürfen der Genehmigung der Unteren Denkmalschutzbehörde. Die 

Veränderung der Umgebung eines eingetragenen Kulturdenkmals bedarf der 

Genehmigung der Unteren Denkmalschutzbehörde, wenn sie geeignet ist, den Eindruck 

des Kulturdenkmals wesentlich zu beeinträchtigen (§ 12 Abs. 1 DSchG). 

 

Die Nordmarkhalle wird, obwohl diese sich außerhalb des Geltungsbereiches des 

Bebauungsplanes befindet, als eingetragenes Kulturdenkmal [D] aufgrund dessen 

Umgebungsschutzbereich gekennzeichnet. 

 

Die geschlossene Straßenrandbebauung an der (nord-)östlichen Straßenseite und zwei 

Gebäude auf der westlichen Straßenseite (Bismarckstraße 4-6 und 16) sind 
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denkmalrechtlich als „Gebäude mit Kontrollbedarf“ gekennzeichnet (siehe Ziffer 2 

Planungsrechtlicher Bestand, planungsrechtliche Voraussetzungen). 

 

Bei Bedarf empfiehlt sich eine rechtzeitige (kostenlose) Beratung durch die untere 

Denkmalschutzbehörde (Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernförde), insbesondere auch bei 

Maßnahmen im Umgebungsbereich von Kulturdenkmalen. Der jeweils aktuelle 

Denkmalbestand kann bei der unteren Denkmalschutzbehörde erfragt werden. 

 

Im Detail gilt § 12 DSchG, d. h. die untere Denkmalschutzbehörde prüft bei Veränderungen 

an und im Umgebungsschutzbereich von Kulturdenkmalen in jedem Einzelfall, welche 

Maßnahmen und welche Nutzungen denkmalverträglich sind. Deshalb können in 

Einzelfällen Vorhaben, die zwar bauplanungsrechtlich zulässig wären, denkmalrechtlich 

nicht genehmigungsfähig sein. 

 

  8.2  Straßenbäume 

 

Für die Festsetzung der Grundstücksein- und -ausfahrten sind die Standorte der 

bestehenden Straßenbäume und auch zukünftige Pflanzorte zu deren Erhalt maßgeblich. 

Obwohl außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes liegend, werden diese 

Standorte und zukünftig möglichen Pflanzstandorte zeichnerisch als Darstellung ohne 

Normcharakter in die Planzeichnung übernommen. 

 

  8.3  Archäologisches Interessengebiet 

 

Fast der gesamte Bereich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich in 

einem archäologischen Interessengebiet, d.h. bei der überplanten Fläche handelt es sich 

daher gem. § 12 Abs. 2 DSchG SH um Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen 

nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. 

 

 
              Auszug aus dem „Digitalen Atlas“ Schleswig-Holstein 

https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/apps/ArchaeologieSH/index.html?lang=de#/ 

 

Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der Genehmigung des 

Archäologischen Landesamtes. 

Denkmale sind gem. § 8 Abs. 1 DSchG SH unabhängig davon, ob sie in der Denkmalliste 

erfasst sind, gesetzlich geschützt.  

https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/apps/ArchaeologieSH/index.html?lang=de#/
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Das Archäologische Landesamt ist daher frühzeitig an der Planung von Maßnahmen mit 

Erdeingriffen zu beteiligen, um prüfen zu können, ob zureichende Anhaltspunkte dafür 

vorliegen, dass im Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird 

und ob ggf. gem. § 14 DSchG SH archäologische Untersuchungen erforderlich sind. 

 

Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gem. § 14 DSchG SH die Kosten, die für 

die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation 

des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im 

Rahmen des Zumutbaren zu tragen.  

Darüber hinaus gilt § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies 

unverzüglich unmittelbar oder über die untere Denkmalschutzbehörde der oberen 

Denkmalpflegebehörde oder dem Archäologischen Landesamt mitzuteilen. 

 

Diese Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die 

Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der 

Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu 

dem Fund geführt haben.  

Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die Verpflichteten 

haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit 

es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann.  

 

Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.  

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse 

wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 

  8.4  Kampfmittel (Kampfmittelverordnung – KmVO) 

 

Die Eigentümerin oder der Eigentümer oder die oder der Nutzungsberechtigte ist 

verpflichtet, vor der Errichtung von baulichen Anlagen im Sinne der Landesbauordnung für 

das Land Schleswig-Holstein und vor Beginn von Tief- und sonstige Erdbauarbeiten auf 

Grundstücken in Gemeinden, deren Gebiete mit Kampfmitteln belastet sind oder sein 

können, bei der Landesordnungsbehörde eine kostenpflichtige Auskunft über mögliche 

Kampfmittelbelastungen einzuholen. In der Anlage der Kampfmittelverordnung des Landes 

Schleswig-Holstein ist Rendsburg als eine der Gemeinden aufgelistet, in der die Pflicht zur 

entsprechenden Auskunftseinholung besteht. Demnach sind innerhalb des Stadtgebietes 

von Rendsburg Kampfmittel nicht auszuschließen. 

 

Die Untersuchung wird auf Antrag durch das  

 

Landeskriminalamt  

Dezernat 33, Sachgebiet 331  

Mühlenweg 166, 24116 Kiel  

 

durchgeführt. Daher sollte sich frühzeitig mit dem Kampfmittelräumdienst in Verbindung 

gesetzt werden, damit Sondier- und Räummaßnahmen in die Baumaßnahmen einbezogen 

werden können. 
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Rendsburg, den 00.00.2026 

 

Stadt Rendsburg - Die Bürgermeisterin 

 

 
 
 
Janet Sönnichsen 
Bürgermeisterin 


